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Das zum 1. Januar 1999 in Kraft tretende Betreuungsrechtsänderungsgesetz wirft die Frage auf, ob 
und inwieweit alle Beteiligten, insbesondere aber die Bundesländer, die Ziele des erst 1992 in Kraft 
getretenen Betreuungsrechts verwirklicht haben. Es ist angebracht, der notwendigen fachlichen 
Diskussion über für erforderlich gehaltene Änderungen mehr Zeit einzuräumen, um die im 
Vordergrund stehenden Belange der Betroffenen tatsächlich berücksichtigen zu können. 
Neuregelungen, die Verfahrensvereinfachungen beinhalten, dürfen nicht in unangemessener Weise 
die Rechte der Betroffenen beschneiden. Insbesondere darf mit den vorgesehenen 
Verfahrensänderungen das Recht der Betroffenen auf rechtliches Gehör nicht gefährdet werden. Die 
Gesetzesänderung hat weiterhin zu einer finanziellen Schlechterstellung der Betroffenen geführt 
und eine Verrechtlichung der Betreuung statuiert. Obwohl die ehrenamtliche Betreuung verbessert 
wurde, muß sie weiter gestärkt werden. Berufsbetreuung - vor allem im Rahmen von 
Betreuungsvereinen - bedarf dazu einer verläßlicheren finanziellen Grundlage, als sie jetzt im neuen 
Gesetz vorgesehen ist. Der vorgelegte Regierungsentwurf vom 20. Dezember 1996 (BR-Drucks. 
960/96) wurde bereits am 1 1. März 1997 modifiziert.(1) Die geänderte Fassung war Gegenstand 
einer Sachverständigenanhörung vor dem Rechtsausschuß des Bundestages und mündete am 
1.April 1998 in eine Beschlußempfehlung dieses AusschusseS.(2) Der Bundestag nahm den 
geänderten Entwurf in seiner Sitzung vom 3. April 1998 an.(3) Der Bundesrat machte in seiner 
Sitzung am 8. Mai 1998 vorwiegend hinsichtlich der Höhe der Betreuervergütung und der Höhe der 
Aufwandsentschädigung Bedenken geltend. Zudem bemängelte er das Fehlen einer vereinfachten 
Festsetzung im Verfahren nach § 56g FGG und das geplante Inkrafttreten des Gesetzes bereits zum 
1. Juli 1998 und überwies deshalb das Gesetzesvorhaben in den Vermittlungsausschuß. Die dort 
erzielte Einigung führte schließlich zur Verabschiedung des Betreuungsrechtsänderungsgesetzes am 
25. Juni 1998.(4) 
Mit dem verabschiedeten Betreuungsrechtsänderungsgesetz wird nur einem Teil der vom Deutschen 
Verein vorgetragenen Anregungen und Bedenken Rechnung getragen (vgl. Stellungnahme des 
Deutschen Vereins, NDV 5/1997, S. 123 ff.). Insbesondere sieht der Deutsche Verein durch die 
Novellierung des Gesetzes die Gefahr nicht ausgeschlossen, daß mit der Neuregelung der 
Betreuungsvergütung die Arbeit der Betreuungsvereine, die durch ihre haupt- wie auch durch ihre 
ehrenamtlichen Mitarbeiter einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele des neuen 
Betreuungsrechts leisten, in ihrer existentiellen Grundlage beeinträchtigt und die ehrenamtliche 
Betreuung nicht genügend gefördert werden. 
Inwieweit diese Gesichtspunkte bei der in der Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998 
angekündigten Novellierung des Betreuungsrechts durch die neue Bundesregierung 
Berücksichtigung finden werden, bleibt abzuwarten.  

1) BT-Drucks. 13/7158. 
2) BT-Drucks. 13/10 331. 
3) BR-Drucks. 339/98. 
4) BGBl. 1 1998 S. 1580-1587. 

Die wesentlichen Neuregelungen im einzelnen:  

1. Änderungen im Vormundschaftsrecht  

a) Entgegen der Auffassung des Deutschen Vereins, der eine grundsätzliche Reform des 
Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts für notwendig und eine Abstimmung mit dem 
Kindschaftsrechtsreformgesetz vom 6. April 1998 (BGBl. 1 S. 666) für erforderlich hält, läßt das 



Einzelvormundschaftsprinzip in § 1775 BGB nunmehr als Kann-Vorschrift die gemeinschaftliche 
Bestellung beider Pflegeeltern eines Minderjährigen zu. Nach § 1779 Abs. 2 Satz 2 BGB sind bei 
der Auswahl des Vormundes vorrangig der mutmaßliche Wille der Eltern und die persönlichen 
Bindungen des Mündels zu berücksichtigen und erst dann die Kriterien des bisherigen § 1779 Abs. 
2 BGB a.F Der Haftungsrahmen eines Vormundes wird dem der Eltern angepaßt, wenn das Mündel 
auf längere Dauer im Haushalt des Vormundes aufgenommen wird (§ 1793 Satz 3 BGB).  

b) Entgegen der Auffassung des Deutschen Vereins wird nunmehr auch im Rahmen der 
Vermögensverwaltung dem Vormund/Betreuer eine Befreiungsmöglichkeit von den 
Anlagebeschränkungen der §§ 1806ff. BGB gewährt, wenn sich dadurch keine 
Vermögensgefährdung ergibt und der Umfang des Vermögens dies rechtfertigt, § 1817 Abs. 1 
BGB. Nach Absatz 2 kann von den Verpflichtungen aus §§ 1814, 1816 BGB aus besonderem 
Grund ohne Vorliegen der Voraussetzungen des § 1817 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BGB entbunden 
werden. 
Der Deutsche Verein hatte vor einem Mißbrauch bei der Vermögensverwaltung durch 
auftragsmäßig tätige Vermögensverwalter (Testamentsvollstrecker, Steuerberater, Rechtsanwälte 
etc.) gewarnt und eine an § 14 Abs. 5 HeimG orientierte Regelung vorgeschlagen.  

2. Erhöhung der pauschalen Aufwandsentschädigung für die ehrenamtliche Betreuung nach § 
1835 a BGB  

Der Gesetzgeber erhöht die pauschale Aufwandsentschädigung von bisher 375,- DM auf den 
24fachen Betrag dessen, was einem Zeugen als Höchstbetrag der Entschädigung für eine Stunde 
versäumter Arbeitszeit gewährt werden kann (zur Zeit 600,- DM). Damit soll die ehrenamtliche 
Tätigkeit gestärkt, anerkannt und gefördert werden. Gleichzeitig wird klargestellt, daß der Betreuer 
sich künftig entscheiden muß, ob er seine Aufwendungen einzeln nach § 1835 BGB oder pauschal 
nach § 1835a BGB geltend machen will. Ist der Betroffene mittellos, wird die Pauschale aus der 
Staatskasse gezahlt, wobei Unterhaltsansprüche gegen den Betreuer bei der Ermittlung der 
Mittellosigkeit unberücksichtigt bleiben. Insoweit hat sich die Ansicht der Bundesregierung, die der 
Deutsche Verein unterstützt hatte, gegen die der Länder im Vermittlungsausschuß durchgesetzt. 
Anders als in § 1835 BGB erlischt der Anspruch allerdings bereits drei Monate nach Ablauf des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. 
Obwohl der Deutsche Verein eine deutlich höhere Aufwandsentschädigung gefordert hatte, hält er 
den gefundenen Kompromiß für einen ersten Schritt in die richtige Richtung.  

3. Abgrenzung zwischen ehrenamtlicher Betreuung und Berufsbetreuung (§ 1836 BGB)  

Entsprechend der Forderung des Deutschen Vereins hält das Betreuungsrechtsänderungsgesetz 
verstärkt am Grundsatz der unentgeltlichen Führung einer Betreuung fest. Dabei erkennt es jedoch 
den mit der berufsmäßigen Ausübung dieses Amtes verbundenen Vergütungsanspruch an. Mit der 
Neuregelung sollen präzisere und besser handhabbare Kriterien zur Bestimmung der berufsmäßigen 
Ausübung sowie zur Festlegung der Vergütungshöhe angeboten werden. Gleichzeitig wird die 
bisherige Gesetzessystematik abgeändert. § 1836 Abs. 1 BGB stellt nunmehr die ehrenamtliche 
Betreuung als Regel der berufsmäßigen Ausübung gegenüber. In Absatz 2 finden sich Regelungen 
zur Vergütung des Berufsbetreuers, und Absatz 3 befaßt sich schließlich mit der Frage, unter 
welchen Voraussetzungen ein nicht berufsmäßiger Betreuer eine Vergütung erhalten kann. 
Neu ist in § 1836 Abs. 1 BGB die Bestimmung, daß bei der Bestellung der Betreuung das Gericht 
die Feststellung zu treffen hat, ob es sich um eine Berufsbetreuung handelt. Als Regelfall für das 
Vorliegen einer beruflichen Betreuung ist in Satz 4 der Vorschrift festgelegt, daß der Betreuer mehr 
als zehn Betreuungen führen muß oder die für die Führung der Betreuung erforderliche Zeit 
voraussichtlich zwanzig Wochenstunden überschreitet. Der Vorschrift des §1908e Abs. 1 Halbsatz 
2 BGB zufolge entfällt das Erfordernis der gerichtlichen Feststellung der Berufsbetreuung bei 



Bestellung eines Vereinsbetreuers. § 1897 Abs. 7 BGB sieht vor, daß die örtliche 
Betreuungsbehörde angehört werden soll, bevor eine Person in einem Gerichtsbezirk erstmalig zum 
Berufsbetreuer bestellt wird. Die Vergütungshöhe eines Berufsbetreuers für einen mittellosen 
Betroffenen ist gesondert in § 1836 a BGB geregelt.  

4. Neues Vergütungssystem für Berufsbetreuer bei mittellosen Betroffenen nach § 1836 a 
BGB durch das Gesetz über die Vergütung von Berufsvormündern 
(Berufsvormündervergütungsgesetz - BVormVG)  

Die Höhe der bei Mittellosigkeit des Betreuten aus der Staatskasse zu zahlenden Vergütung ist in § 
1 BVormVG geregelt. Im Hinblick auf künftige Anpassungen der Vergütungshöhe an die 
wirtschaftliche Entwicklung soll damit vermieden werden, daß jeweils eine Änderung des 
Bürgerlichen Gesetzbuches notwendig wäre. Die Vergütungshöhe ist nunmehr an die berufliche 
Qualifikation des Betreuers geknüpft und beträgt in der ersten Stufe je Stunde 35,- DM für 
Betreuer, die über keine Berufsausbildung mit für eine Betreuung nutzbaren Fachkenntnissen 
verfügen, 45,- DM für Betreuer mit nutzbaren Fachkenntnissen aufgrund einer Berufsausbildung 
(z.B. Lehrberuf und 60,- DM für Betreuer mit nutzbaren Fachkenntnissen auf der Grundlage eines 
abgeschlossenen Hochschulstudiums oder einer vergleichbaren abgeschlossenen Ausbildung. 
Auf die insoweit in sich nicht stimmige Relation bei den Vergütungssätzen zwischen 
Berufsvormündern mit abgeschlossener Berüfsausbildung und solchen ohne ist erneut hinzuweisen. 
Entgegen den Forderungen des Deutschen Vereins ist auf Betreiben des Bundesrates ein 
Erhöhungsbetrag von 153- DM je Stunde bei Nachweis "außergewöhnlicher Schwierigkeiten" bei 
der Betreuungsarbeit (wie er noch im Regierungsentwurf zu § 1836 a Abs. 3 BGB vorgesehen war) 
ebenso gestrichen worden wie die noch vom Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages 
vorgesehene Möglichkeit, nach Landesrecht bei Aufwendungsersatz und Vergütung Abweichungen 
von bis zu 20% nach oben oder unten festzulegen. Der Deutsche Verein hatte dazu gefordert, 
regionale Unterschiede zu berücksichtigen, um bei Nachweis etwa die Kosten für die Unterhaltung 
eines Büros finanzieren zu können. Die Stundensätze des § 1 BVormVG sind demnach endgültig, 
abzüglich des in den neuen Bundesländern nach wie vor geltenden "Ostabschlags" in Höhe von 
10%. Als Übergangsregelung kann das Vormundschaftsgericht nach § 1 Abs. 3 BVormVG für den 
Zeitraum bis zum 30. Juni 2000 einem Betreuer, der bereits vor dem Inkrafttreten des BtÄndG 
mindestens zwei Jahre lang Betreuungen berufsmäßig geführt hat, abweichend von den neuen 
Vergütungsstufen einen höheren, 60,- DM jedoch nicht übersteigenden Stundensatz zugrunde legen, 
der sich im Einzelfall an der bisherigen Vergütung des Betreuers orientieren soll. § 2 BVormVG 
enthält die Ermächtigung, durch Landesrecht Bedingungen für eine Nachqualifizierung von 
Berufsbetreuern für das Erreichen der höheren Vergütungsstufen nach § 1 BVormVG zu regeln. 
Zu begrüßen sind die gesetzlichen Klarstellungen, mit denen beim Aufwendungsersatz künftig 0,52 
DM je Kilometer als Fahrtkostenerstattung (§ 1835 Abs. 1 Satz 1 BGB) sowie die gesonderte 
Berechnung der auf eine Berufsbetreuervergütung entfallenden Umsatzsteuer (§ 1 Abs. 1 
BVormVG) festgeschrieben werden.  

5. Pauschalierung und Zeitbegrenzung (§ 1836 b BGB)  

Nach § 1836 b BGB kann das Vormundschaftsgericht Berufsbetreuern als Vergütung einen festen 
Geldbetrag zubilligen, wenn die für die Führung der vormundschaftlichen Geschäfte erforderliche 
Zeit vorhersehbar und ihre Ausschöpfung durch den Betreuer gewährleistet ist. Nach § 1836b Nr. 2 
BGB kann das Vormundschaftsgericht außerdem die für die Führung der vormundschaftlichen 
Geschäfte erforderliche Zeit begrenzen. Bei der Regelung nach Nr. 1 sind weitergehende 
Vergütungsansprüche des Betreuers ausgeschlossen; nach Ziffer 2 bedarf eine Überschreitung der 
Zeitbegrenzung der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 
Um eine Über- oder Unterdeckung zu vermeiden, setzt die Pauschalierung voraus, daß der 
erforderliche Zeitaufwand vorhersehbar und die Ausschöpfung der veranschlagten Zeit gesichert ist. 



Bei der Bemessung der Pauschale ist - ohne Rücksicht darauf, ob der Betroffene vermögend ist - die 
veranschlagte Zeit mit den in § 1 Abs. 1 BVormVG genannten Stundensätzen zu multiplizieren. Die 
Vorschrift soll den Streit über die aufgewendeten Zeiten vermeiden, dem Betreuer eine sichere 
Kalkulation ermöglichen und den Prüfungs- und Dokumentationsaufwand herabsetzen. Nach Satz 2 
dieser Vorschrift kann das Gericht darüber hinaus die Zeit für die Führung der vormundschaftlichen 
Geschäfte begrenzen. 
Der Deutsche Verein hält diese Vorschrift nach wie vor für bedenklich, da in § 56g FGG hiergegen 
kein Rechtsmittel des Betreuers vorgesehen ist und die Genehmigung eines zeitlichen 
Mehraufwandes nur für die Zukunft in Betracht kommt. Damit dürften z.B. Zeiten einer fachlich 
notwendigen Krisenintervention, die zur Überschreitung des Zeitbudgets führen, keine 
Berücksichtigung finden. 

6. Inanspruchnahme des Betroffenen (§§ 1836 c bis e BGB)  

Das Betreuungsrechtsänderungsgesetz definiert das Vormundschafts- und Betreuungsrecht nunmehr 
ausdrücklich als Sozialleistung des Staates und regelt jetzt erstmals, in welchem Umfang der 
Betroffene für Leistungen, die der Staat zur Befriedigung eines Vormundes oder Betreuers erbringt, 
einzutreten hat. Gleichzeitig wird den für den mittellosen Betroffenen erbrachten Leistungen der 
Staatskasse ein Vorschußcharakter beigemessen. Deshalb ermöglicht das Gesetz auch den Rückgriff 
auf den Betroffenen bzw. seine Erben, und zwar im Rahmen des einzusetzenden Einkommens und 
Vermögens bzw. vorhandenen Nachlasses.  

a) Mit § 1836 d BGB legt das Gesetz den Begriff der Mittellosigkeit fest und schafft damit erstmals 
eine Grundlage für die sichere Feststellung, wann die Staatskasse für Aufwendungen oder 
Vergütungen eines Betreuers einzutreten hat. Danach ist der Betroffene mittellos, wenn er den 
Aufwendungsersatz oder die Vergütung aus seinem einzusetzenden Einkommen oder Vermögen 
nicht oder nur zum Teil, in Raten oder im Wege gerichtlicher Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen aufbringen kann (§ 1836 d Nrn. 1 und 2 BGB). 

Der Einkommens- und Vermögenseinsatz bestimmt sich dabei nach § 1836 c BGB. Der Betroffene 
hat danach sein Vermögen nach Maßgabe des § 84 BSHG einzusetzen, soweit es - gegebenenfalls 
zusammen mit dem Einkommen seines nicht getrennt lebenden Ehegatten - die 
Einkommensgrenzen der §§ 76f 79 Abs. 1 Satz 3, 81 Abs. 1 und 82 BSHG für Hilfe in besonderen 
Lebenslagen übersteigt. Dabei dürfen Beträge, deren Einsatz bereits im Rahmen der 
Sozialhilfegewährung für zumutbar erklärt wurde, nicht nochmals berücksichtigt werden. Als 
Einkommen gelten auch Unterhaltsansprüche und die wegen Entziehung einer solchen Forderung 
zu entrichtenden Renten (§ 1836 c Nr. 1 BGB). Eventuell vorhandenes Vermögen hat der 
Betroffene nach § 88 BSHG einzusetzen (§ 1836 c Nr. 2 BGB).5 

b) Da § 1836d BGB davon ausgeht, daß der Betreuer bei Mittellosigkeit des Betroffenen seinen 
Anspruch insgesamt und nicht nur in dem Maße, in dem der Betroffene zur Leistung nicht in der 
Lage ist, gegen die Staatskasse geltend machen kann, räumt § 1836e BGB der Staätskasse ein 
Rückgriffsrecht gegenüber dem Betroffenen bzw. seinen Erben ein. Darüber hinaus kann das 
Gericht nach § 56 g FGG ohne nähere Prüfung den Betroffenen als mittellos ansehen. Stellt sich 
später heraus, daß der Betroffene selbst leistungsfähig gewesen wäre, so soll die Staatskasse 
ebenfalls Rückgriff nehmen können. Die Ansprüche des Betreuers gehen mit dessen Befriedigung 
durch die Staatskasse auf diese über. Der übergegangene Anspruch erlischt erst in zehn Jahren. 
Dieser Regreßanspruch geht damit weit über das hinaus, was soziaihilfebedürftigen Menschen 
zugemutet wird. Im Sozialhilferecht werden bei Bedürftigkeit alle Leistungen grundsätzlich als 
nicht rückzahlbare Hilfe gewährt, wenn nicht ausnahmsweise vorab die Gewährung eines Darlehens 
vereinbart bzw. verfügt wird. Eine gesetzliche Bestimmung, Sozialhilfeempfänger bis zu zehn Jahre 



nach dem Bezug der Leistungen mit Einkommens- und Vermögensüberprüfungen zu überziehen 
und gegebenenfalls - auch ratenweise Rückzahlung zu verlangen, ist dem Soziaihilferecht fremd.  

Der Deutsche Verein hatte im Einklang mit dem Bundesrat6 und vielen weiteren Stimmen aus 
Wissenschaft und Praxis eine Frist von 5 Jahren für ausreichend erachtet, da der lange Zeitraum von 
zehn Jahren insbesondere bei jüngeren Betreuten die Wiedereingliederung erschwert und jeglicher 
Anreiz, die neugewonnene Selbständigkeit zu erhalten und auszubauen, gefährdet wird.  

7. Verfahrensrechtliche Änderungen  

a) In Zukunft kann das Gericht auch in den Regelfällen des §67 FGG von der 
Verfahrenspflegerbestellung absehen, wenn ein Interesse des Betroffenen an der Bestellung eines 
Verfahrenspflegers offensichtlich nicht besteht. Das Absehen von der Bestellung ist zu begründen 
(§ 67 Abs. 1 Satz 3 und 4 FGG). Verfahrenspflegerbestellungen mit rein formalem Charakter sollen 
unterbleiben. Betrifft das Verfahren die Genehmigung des Betreuers in eine Sterilisation des 
Betroffenen, verbleibt es bei der zwingenden Notwendigkeit der Verfahrenspflegerbestellung (§ 67 
Abs. 1 Satz 5 FGG). 
Die Verpflichtung, den Verfahrenspfleger bei Eilentscheidung stets persönlich - gegebenenfalls 
nachträglich - anzuhören, entfällt. Ausreichend ist jede Form der Gewährung rechtlichen Gehörs (§ 
69f Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 FGG). Im Unterbringungsverfahren ist die Verfahrenspflegerbestellung 
nunmehr in der Regel erforderlich, wenn von der persönlichen Anhörung des Betroffenen 
abgesehen werden soll (§ 70 b Abs. 1 Satz 2 FGG). 
Nach Auffassung des Deutschen Vereins birgt diese Neufassung des § 67 Abs. 1 ' FGG die Gefahr 
in sich, daß die als Ausnahme vorgesehene Regelung zur Norm wird, da insbesondere das Wort 
"offensichtlich" in § 67 Abs. 1 Satz 3 FGG einen kaum eingrenzbaren Interpretationsspielraum 
eröffnet. 

5) Zur Kritik Wesche, Rpfleger 1998, 93 ff. 
6) BT-Drucks. 13/7156, S. 48. 

b) Die regelmäßige Anhörung der in § 68 a Satz 3 FGG genannten Angehörigen vor der 
Entscheidung ist nunmehr insofern eingeschränkt, als sie nur erfolgen soll, wenn der Betroffene 
dem nicht mit erheblichen Gründen widerspricht. 
Der Deutsche Verein hat diese Neufassung von § 68 a Satz 3 FGG abgelehnt, weil nunmehr allein 
aus Gründen einer Verfahrensverzögerung von einer Anhörung der Angehörigen abgesehen werden 
kann.  

c) Der Deutsche Verein hält die Neuregelung des § 69 c FGG für entbehrlich, wonach die bislang 
geltende zweijährige Pflicht des Gerichts zur Überprüfung, ob anstelle des Vereins oder der 
Behörde eine natürliche Person als Betreuer bestellt werden kann, entfällt. Denn somit entfällt auch 
eine iaufende Kontrolle der richtigen Betreuerauswahl.  

d) Im Hinblick auf die jetzt mögliche Einwilligung eines Bevollmächtigten in riskante ärztliche 
Behandlungen sieht § 69 d Abs. 2 FGG vor, daß auch insoweit ein Gutachten einzuholen ist. Die 
Neuregelung in § 69 d Abs. 2 Satz 2 FGG9 wonach Gutachter und ausführender Arzt - anders als 
bisher - ausnahmsweise identisch sein dürfen, ist auf heftige Kritik gestoßen.7 Auch der Deutsche 
Verein lehnt die Änderung von § 69 d Abs. 2 Satz 2 FGG ab, da es keine entsprechende sachlich zu 
begründende "Ausnahme von der Regel" gibt. Auch die Begleitforschung zum Betreuungsrecht gibt 
für eine zu begründende Ausnahme von der Regel, daß Sachverständiger und ausführendes Amt 
nicht personengleich sein sollen, nichts her. Diese Neuregelung gilt nicht im Verfahren auf 
Genehmigung der Einwilligung in eine Sterilisation (§ 69 d Abs. 3 Satz 5 FGG).  



e) Stellt sich binnen sechs Monaten nach der Bestellung eines Betreuers heraus, daß der 
Aufgabenkreis nur unwesentlich zu erweitern ist, kann das Gericht auf die persönliche Anhörung 
des Betroffenen und die Einholung eines Sachverständigengutachtens verzichten (§ 69 i Abs. 1 Satz 
2 FGG). So sollen unnötiger Verfahrensaufwand und die Fassung der Aufgabenkreise auf Vorrat 
verhindert werden. 
Dem Deutschen Verein fehlt es hier an einer Erläuterung des Begriffs "unwesentlich" für die 
Erweiterung des Aufgabenkreises, da bereits nach geltender Rechtslage (§ 69 i Abs. 1 Satz 2 FGG) 
bei unwesentlicher Erweiterung des Aufgabenkreises nach Anhörung des Betroffenen von 
Verfahrenshandlungen nach § 68 Abs. 1 FGG und § 68 b FGG abgesehen werden kann. Zudem 
fehlt es bei der gesetzlichen Neuregelung an einer Klarstellung, daß sich Anhörung und 
Begutachtung auf den gleichen Verfahrensgegenstand beziehen müssen, wenn das Gericht von einer 
Vornahme der Verfahrenshandlungen absehen soll.  

f) Eilentscheidungen können zukünftig leichter wirksam gemacht werden. Eine ents rechende 
Änderun findet sich für Entscheidungen im Unterbringungsverfahren in § 70 g Abs. 3 Satz 3 FGG. 
Dort kann die Bekanntmachung auch gegenüber dem Betreuer oder einem Dritten zum Zwecke des 
Vollzuges der Entscheidung erfolgen. Der Deutsche Verein ist nach wie vor der Auffassung, daß 
sich der Zweck der Gesetzesänderung, wie er in der Begründung8 dargelegt ist, nicht ausreichend 
im Gesetzestext wiederfindet. Überdies hält er es aus Gründen der Rechtssicherheit für erforderlich, 
daß eine nähere Definition des Begriffes des "Dritten" erfolgen muß, dem die Entscheidung 
mitgeteilt wird.  

8. Weiterer Änderungsbedarf  

In § 2 BVormVG ist nunmehr vorgesehen, daß die Länder Vorschriften zur Zulassung und 
Fortbildung für Berufsvormünder erlassen können. Es bleibt abzuwarten, in weichem Umfang die 
Länder davon Gebrauch machen werden und ob es dabei nicht zu sehr unterschiedlichen 
Regelungen kommen wird. 
Der Deutsche Verein weist die Länder deshalb bei ihren Oberlegungen nochmals auf folgende 
klärungsbedürftige Punkte hin:  

a) Anforderungsprofil und Qualitätsmerkmale für Berufsbetreuer fehlen. 
Neben Regelungen zur Fort- und Weiterbildung kommen als weitere notwendige Anforderungen 
insbesondere in Betracht: 

• eine Verpflichtung zur Offenlegung der Zahl der Betreuten bei Gericht oder bei der 
Betreuungsbehörde des Wohn- sitzes, gegliedert nach zuständiger Behörde und eric t, da in 
§ 1836 Abs. 1 BGB nach dem Betreuungsrechtsän- derungsgesetz nur eine Mindestfallzahl 
bzw. ein zeitlicher Mindestrahmen vorgegeben wird, bei der/dem von einer Berufsbetreuung 
auszugehen ist; 

• der Nachweis wirtschaftlich geordneter Verhältnisse; 
• der Abschluß einer Haftpflichtversicherung; 
• die Regelung der Vertretung im Krankheitsfall und bei Ur- laub. 

b) Zudem wird erneut darauf hingewiesen, daß für das Tätigwerden der örtlichen 
Betreuungsbehörden insbesondere zur Sachverhaltsermittlung z.B. nach § 8 Satz 2 BtBG, 
bereichsspezifische datenschutzrechtliche Regelungen nach wie vor fehlen. Es sollte zumindest ein 
Hinweis auf §§ 1 1 ff. Bundesdatenschutzgesetz oder auf die Landesdatenschutzgesetzes erfolgen.  

7) Vgl. etwa Vormundschaftsgerichtstag, BtPrax 1997, S. 144 ff. 
8) Vgl. BT-Drucks. 13/7158, S. 40.  

Quelle: NDV Heft 12/1998  


